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Entwurf eines Gesetzes über die Aufhebung von Amtsgerichten 
und die Knderung von Amtsgerichtsbezirken 

Beilage: 
Entwurf mit Begründung 

Auf Grund Beschlusses des Ministerrats vom 15. April 
1969 übermittle ich anliegend den vorbezeichneten Ge­
setzentwurf der Staatsregierung mit der Bitte uni wei­
tere verfassungsmäßige Behandlung. 

Der Senat hat in seiner mit Beschluß vom 28. März 
1969 (Anlage 345) abgegebenen gutachtlichen Stellung­
nahme den Gesetzentwurf begrüßt und empfohlen, das 
Gesetz möglichst bald in Kraft.zu setzen. 

In Vertretung 

gez. Dr. Otto Schedl 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und Staatsminister für Wirtschaft 

und Verkehr 

Entwurf 
eines Gesetzes über die Aufhebung von Amtsgeric'!1ten 

und die Änderung von Amtsgerichtsbezirken 

Art. 1 

(1) Es werden aufgehoben die Amtsgerichte Haag 
i. OB, Hemau, Hengersberg, Immenstadt i. Allgäu, Neu­
markt~Sankt Veit, Roth b. Nürnberg, Türkheim, Weiler­
Lindenberg und Weißenhorn. 

(2) Es werden zugelegt: 

1. der ·Amtsgerichtsbezirk Haag i. OB dem Amtsgericht 
Wasserburg a .. Inn, 

2. der Amtsgerichtsbezirk Hemau dem Amtsgericht Pars­
berg, 

3. der Amtsgerichtsbezirk Hengersberg dem Amtsgericht 
Deggendorf, 

4. der Amtsgerichtsbezirk Immenstadt i. Allgäu dem 
Amtsgericht Sonthofen, 

5. der Amtsgerichtsbezirk Neumarkt-Sankt Veit dem 
Amtsgericht Mühldorf a. Inn, 

6. der Amtsgerichtsbezirk Roth b. Nürnberg dem Amts­
gericht Schwabach, 

1. der A.nitsgerichtsbezirk Türkheim dem Amtsgerichts 
Mindelheim, 

8. der Amtsgerichtsbezirk Weiler-Lindenberg dem Amts­
gericht Lindau (Bodensee), 

9. der Amtsgerichtsbezirk Weißenhorn dem Amtsge­
richt Neu-Ulm. 

Art. 2 

Ferner werden zugelegt 

1. aus dem Amtsgerichtsbezirk Bayreuth 

a) die Gemeinden 

Gössenreuth 
Himmelkron 
Lanzendorf 

Marktschorgast 
Wasserknoden 
Ziegenburg 

und das gemeindefreie Gebiet Himmelkroner Forst 
dem Amtsgericht Kulmbach, 

b) die Gemeinden 

Falls 
Gefrees 
Kornbach 
Lützenreuth 
Metzlersreuth 

Streitau 
Walpenreuth 
Witzleshofen 
Zettlitz 

dem Amtsgericht Münchberg; 

2. aus dem Amtsgerichtsbezirk Gunzenhausen 

die Gemeinden 

Altentrüdingen 
Ammelbruch 
Aufkirchen 

Irsingen 
Kleinlellenfeld 
Königshofen a. d. Heide 



Beyerberg 
Burk 
Dambach 
Dennenlohe 
Ehingen 
Fürnheim 
Geilsheim 
Gerolfingen 
Großlellenfeld 
Grüb 
Reinersdorf 

Kröttenbach 
Lentersheim 
Oberkemmathen 
Obermögersheim 
Oberschwaningen 
Reichenbach 
Röckingen 
Sehobdach 
Unterschwaningen 
Wassertrüdingen 

und die gemeindefreien Gebiete 
Burker Wald Heide 
dem Amtsg~richt Dinkelsbühl; 

3. aus dem Amtsgerichtsbezirk Weiden i. d. OPf. 

die Gemeinden 

Adlholz 
Ehenfeld 
Freihung 
Gressenwöhr 
Großschönbrunn 
Hahnbach 
Iber 
Irlbach 
Kürmreuth 
Langenbruck 

' 

Massenricht 
Schlicht 
Seugast 
Sigl 
Si gras 
Süß 

·Thansüß 
Vilseck 
Weißenburg 

und die gemeindefreien Gebiete 

Forstlohe 
Gunzlohe 
Heißing-Bärenschlag 

Langenbruck 
Röthelweiher. 

dem Amtsgericht Amberg. 

Art. 3 

Das Staatsmi:i:iisterium .der Justiz wird ermächtigt, 
das Gesetz über die Bestimmung der Sitze der ordent­
lichen Gerichte und die Einteilung der Gerichtsbezirke 
vom 11. November 1956 (BayBS III S. 'T) unter Berück­
sichtigung der zwischenzeitlichen Änderungen mit neuem 
Datum bekanntzumachen und dabei redaktionelle Ände­
rungen vorzunehmen. 

Art. 4 

Dieses Gesetz tritt am . . . . . in Kraft. 

Begründung: 

1. Die Staatsregierung ist der Auffassung, daß die 
historisch überkommene Gerichtsorganisation auf der 
Ebene der Amtsgerichte nicht mehr den heutigen Er­
fordernissen entspricht und die Zahl der Amtsgerichte 
im Interesse der Rechtspflege entscheidend verringert 
werden muß. Auch die Sprecher aller Parteien haben 
wiederholt die Reformbedürftigkeit der Gerichtsorgani­
sation betont. Ebenso hat der Oberste Rechnungshof 
mehrfach die Auflösung kleiner Amtsgerichte vorge­
schlagen. 

· Die Notwendigkeit einer Reform der Gerichtsorgani­
sation ergibt sich aus folgenden Gründen: · 

a) Wandlung der Lebensverhältnisse. 

In den letzten hundert Jahren haben sich durch die 
Entwicklung der öffentlichen Verkehrsmittel, durch den 
Ausbau der Straßen und durch die Motorisierung auch 
der Landbevölkerung die Verkehrsverhältnisse grund­
legend gewandelt. Auch für die ländliche Bevölkerung 
sind Einkaufsreisen in die Städte, Auslandsreisen, Aus­
flugsfahrten, aber auch insbesondere Fahrten zu gewerb­
lichen Arbeitsplätzen über größere Entfernungen nichts 
Unbekanntes mehr. Die Gerichtsorganisation stammt im 
wesentlichen aus der Zeit vor hundert Jahren, als die 
Amtsgerichte in der Regel nur mit Fuhrwerk und Post­
kutsche, vielfach aber auch nur zu Fuß erreicht werden 
konnten. Es kann heute nicht mehr verlangt werden, 
daß es bei den damals festgelegten Entfernungen zum 
Gerichtssitz bleiben,muß. Aus anderen, geringeren .An­
lässen werden viel weitere Entfernungen zurückgelegt, 
ohne daß dies als lästig empfunden würde. Außerdem 
bleibt der Gang des einzelnen Bürgers zum Gericht eine 
seltene Ausnahm~, während andere Verwaltungsbehör­
den viel öfters al).fzusuchen sind. Bei einer Reihe zah­
lenmäßig ins Gewicht fallender Sachen (Mahnsachen, 
Strafbefehle und Strafverfügungen) ist ein Erscheinen 
bei Gericht in der Regel nicht notwendig. Auch bei den 
Grundbuchsachen wird nicht vom Publikum selbst, son­
dern ganz überwiegend von Notaren und Bankvertretern 
Einsicht in das Grundbuch genommen. 

b) Organisatorische und personelle Schwierigkeiten 
bei den kleinen Amtsgerichten. 

Bei den kleinen Amtsgerichten mit ein" oder zwei 
Richterplanstellen <ist ein Ausgleich der schwankenden 
Geschäftsbelastungen unmöglich. Hier müssen erhebliche 
Uber- oder . Unterbesetzungen in Kauf genommen wer­
den. Ebenso bereitet die Vertretung der Richter bei Ur­
laub oder Krankheit besondere Schwierigkeit. Eine ge­
nügende Spezialisierung der Richter ist ebenfalls nicht 
möglich. Bei einem Einrichtergericht soll ein einziger 
Richter das gesamte immer schwieriger werdende Ge­
biet des Zivilrechts und des Strafrechts sowie die dem 
Richter vorbehaltenen Geschäfte der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit beherrschen, obwohl die Tendenz im ge­
samten Wirtschaftsleben auf eine immer größere Spe­
zialisierung drängt. Der Richter bei einem Einrichter­
gericht muß durch stets erneutes Einarbeiten in ihm 
fremde oder abgelegene Rechtsmaterien mehr. Zeit und 
Anstrengung auf dieselbe Sache verwenden als dies bei 
einer größer~n Spezialisierung der Fall wäre. Es wird 



auch künftig immer schwerer, diese kleinen Gerichte 
mit Richtern zu besetzen, da einem Richter nur mit sei­
ner Zustimmung eine Richterstelle übertragen 'werden 
kann. Schließlich ist die Gerichtsverwaltung '\:Jei einem 
kleinen Amtsgericht verhältnismäßig aufwendig. Das 
gilt insbesondere für den Gebäudeunterhalt, aber auch 
z. B. für die Gerichtsbüchereien, die bei kleinen Gerich­
ten ebenfalls sämtliche Sachgebiete umfassen sollen, bei 
den beschränkten Mitteln aber kaum den praktischen 
Bedürfnissen entsprechend ausgestattet werden können. 
Auch fallen nicht unwesentliche Teile der Verwaltungs­
geschäfte unabhängig von der Größe des Gerichts an. 

Mit diesen Gegebenheiten steht der Aufbau der Amts­
gerichte in Bayern nicht mehr im Einklang. Es bestehen 
in Bayern gegenüber 143 Landkreisen noch 182 amts­
gerichtliche Gerichtsstellen, und zwar 167 Amtsgerichte, 
8 amtsgerichtliche Zweigstellen sowie 7 ehemalige 
Zweigstellen, die durch die Verordnung vom 9. Juni 
1959 (GVBl. S. 178) aufgelöst sind, bei denen aber der 
Geschäftsbetrieb vorläufig in Form laufender Gerichts­
tage weitergeführt wurde. 

2. Eine umfassende Gerichtsreform kann zwar nur 
im Zusammenhang mit einer territorialen Neugliede­
rung des gesamten Staatsgebietes geschehen. Die Staats­
regierung ist aber der Auffassung, daß die im Gesetz­
entwurf vorgesehenen Umgliederungsmaßnahmen schon 
jetzt vorgenommen werden können und müssen, weil 
sie der künftigen Gesamtreform unter keinem Gesichts­
punkt widersprechen und weil andere dringende Gründe 
ihre baldige Durchführung erforderlich machen. Es han­
delt sich hierbei um die Auflösung der in Art. 1 Abs. 1 
des Entwurfs genannten 9 Amtsgerichte sowie um die 
Umgliederung der Bezirke von drei ehemaligen Zweig­
stellen als Voraussetzung zur Durchführung der Auf­
hebung dieser Gerichtsstellen. Im einzelnen wird auf 
die Begründung zu Art. 1 und 2 verwiesen. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen laufen weder einer 
künftigen Gerichtsreform zuwider, da nur kleine Amts­
gerichte mit ein oder zwei ~ichterplanstellen aufgeho­
ben werden sollen, noch wird einer künftigen Verwal­
tungsreform vorgegriffen. Sämtliche der zur Aufhebung 
vorgesehenen Gerichtsstellen sind zweite Gerichtsstel­
len im jeweiligen Landkreis. Durch ihre Aufhebung 
wird die Einheit von Amtsgerichtsbezirk und Landkreis 
hergestellt. In keinem der Fälle kann damit gerechnet 
werden, daß unter den Gesichtspunkten einer modernen 
Gerichtsgliederung die zweite Gerichtsstelle im Land­
kreis auf die Dauer aufrechterhalten werden kann. 

Die Aufhebungen können auch nicht bis zu einer um­
fassenden territorialen Reform verschoben werden. Aus 
den schon dargelegten Gründen einer geordneten Rechts­
pflege ist die Aufhebung zu kleiner, auf die Dauer nicht 
lebensfähiger Gerichtsstellen vordringlich. Darüber hin­
aus kann es den Steuerzahlern nicht zugemutet wer­
den, daß aufhebungsreife Gerichtsstellen unter Auf­
wendung hoher Kosten für den Bauunterhalt weiter auf­
rechterhalten werden. Die Investierung von Bauaufwen­
dungen in die Gebäude aufhebungsreifer Amtsgerichte 
ist eine Fehlinvestition, die nicht vertreten werden kann. 
Aber auch die laufenden Mehrausgaben, die durch die 
zersplitterte Amtsgerichtsorganisation entstehen, be-

lasten den Haushalt und vermindern die für sinnvolle 
Investitionen erforderlichen Haushaltsmittel. 

Mit der Grenzlandförderung der Staatsregierung steht 
der Gesetzentwurf ebenfalls nicht im Widerspruch. Im 
Hinblick auf die besondere Lage des Grenzlandes wurde 
davon abgesehen, Gerichtsstellen, die an sich auf­
hebungsreif wären, jedoch unmittelbar an der Grenze 
liegen und sich in einer schwierigen Verkehrslage be­
finden, derzeit zur Auflösung vorzuschlagen. 

3. Im einzelnen wird auf folgendes hingewiesen: 

Zu Art. 1: 

Zur Aufhebung der Amtsgerichte ist ein formelles 
Gesetz· erforderlich (vgl. BVerfGE 2, 307; Gesetz über 
die Bestimmung der Sitze der ordentlichen Gerichte und 
die Einteilung der Gerichtsbezirke vom 17. November 
1956 - BayBS III S. 7). Durch die Aufhebung der in. 
Art. 1 genannten Amtsgerichte wird die Einheit zwischen 
Landkreis und Amtsgerichtsbezirk hergestellt, da in den 
betroffenen Landkreisen jeweils zwei Gerichte vorhan­
den sind. Die Aufnahmefähigkeit der aufnehmenden 
Amtsgerichte ist gegeben; Anbauten oder größere Um­
bauten sind zur Herstellung der Aufnahmefähigkeit 
nicht erforderlich. Die aufnehmenden Gerichte befinden 
sich am Sitze der Landratsämter, so daß' die Bevölke­
rung in diesen Bezirken das Amtsgericht in gleicher 
Weise wie das Landratsamt erreichen kann. 

Zu Art. 2: 

Durch die Verordnung über die amtsgerichtlichen 
Zweigstellen vom 9. Juni 1959 (GVBl. S. 178) wurden 
28 amtsgerichtliche Zweigstellen aufgehoben. Bei 9 die­
ser Zweigstellen wurde jedoch die Aufhebung zunächst 
nicht vollzogen, vielmehr der Gerichtsbetrieb in Form 
laufender Gerichtstage weitergeführt. Bei 2 früheren 
Zweigstellen wurde die Aufhebung in der Zwischenzeit 
vollzogen. Auch bei den ehemaligen Zweigstellen Bad 
Berneck im Fichtelgebirge (derzeit zugehörig zum Amts­
gericht Bayreuth), Vilseck (Weiden i. d. OPf.) und Was­
sertrüdingen (Gunzenhausen) ist der Vollzug der Auf­
hebung vordringlich. Der Vollzug der Aufhebung setzt 
jedoch voraus, daß zuvor die Ubereinstimmung von 
Landkreis und Amtsgerichtsbezirk hergestellt wird. Hier­
für ist, da es sich um die Anderung von Grenzen der 
Amtsgerichtsbezirke handelt, ebenfalls ein formelles Ge~ 
setz erforderlich (vgl. BVerfGE a.a.O. sowie das Gesetz 
vom 17. November 1956). Im einzelnen sollen folgende 
Umgliederungsmaßnahmen getroffen werden: 

Der Bezirk der ehemaligen Zweigstelle Bad Berneck 
i. Fichtelgebirge umfaßt Teile der Landkreise Bayreuth, 
Kulmbach und Münchberg. Die Gemeinden und ge­
meindefreien Gebiete sollen entsprechend ihrer Land­
kreiszugehörigkeit den Amtsgerichtsbezirken Bayreuth, 
Kulmbach und Münchberg zugelegt werden. 

Der Bezirk der ehemaligen Zweigstelle Vilseck ge­
hört zum Landkreis Amberg. Er ist auf Amberg aus­
gerichtet. Der Amtsgerichtsbezirk soll dem angeglichen 
werden. 



Der Bezirk der ehemaligen Zweigstelle Wasser­
trüdingen gehört zum Landkreis Dinkelsbühl;· auch in­
soweit ist eine Angleichung des Amtsgerichtsbezirks 
erforderlich. 

·Zu Art. 3: 

Da die Anlage zu Art. 7 des Gesetzes über die Be­
stimmung der Sitze der ordentlichen Gerichte und die 
Einteilung der Gerichtsbezirke vom 17. November 1956 
(BayBS III S. 7) durch Gemeindezusammenlegungen und 

Namensänderungen in nicht uner.heblichem Umfang ver­
ändert worden ist, erscheint es zweckmäßig, aus Anlaß 
des vorliegenden Gesetzes eine Neufassung bekanntzu­
geben. 

Zu Art. 4: 

Wegen der Vordringlichkeit der Gerichtsreform und 
im Interesse der Einsparung von Haushaltsmitteln sollte 
das Gesetz möglichst bald in Kraft t;reten. 


